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Vom Flickenteppich zur Festigung:
Oldenburgs OB-Wahl und neue

Amtszeiten
Die rot-grüne Landesregierung Niedersachsens plant, die
Amtszeiten von (Ober-)Bürgermeistern auf acht Jahre zu

verlängern, um qualifizierte Bewerber zu gewinnen.

In Niedersachsen gibt es bald Veränderungen im
Kommunalrecht, die eine tiefgehende Diskussion anstoßen. Die
rot-grüne Landesregierung plant, die Amtszeiten von
Oberbürgermeistern und Landräten von bisher fünf auf acht
Jahre zu verlängern. Dies geschieht im Rahmen einer
notwendigen Änderung der Kommunalverfassung, die in den
letzten zehn Jahren kaum modernisiert wurde. Angesichts dieser
Entwicklung stellt sich die Frage, ob diese Reform den
politischen Alltag in den Städten und Gemeinden nachhaltig
beeinflussen wird.

Die Diskussion über die Verlängerung der Amtszeiten ist nicht
neu. Die Frage, wie lange Kommunalpolitiker im Amt bleiben
sollten, hat bereits seit Jahren für Furore gesorgt. Vor über drei
Jahrzehnten, 1996, führte die SPD unter Gerhard Schröder mit
der Einführung der sogenannten eingleisigen
Kommunalverfassung eine einheitliche Regelung ein, bei der die
Amtsperiode der Bürgermeister und Landräte auf fünf Jahre
festgesetzt wurde. Dies geschah mit dem Ziel, eine klare und
geregelte Struktur zu schaffen, um sogenannte „Dorfkönige“ zu
vermeiden, die über längere Zeiträume hinweg Macht und
Einfluss hätten aufbauen können.

Die wechselhafte Geschichte der



Amtszeiten

Im Lauf der Jahre gab es viele Anpassungen in der
Kommunalverfassung. Besonders markant war die Zeit, als 2003
eine CDU/FDP-Koalition die Amtszeit der Bürgermeister auf acht
Jahre anpasste. Diese Entscheidung führte zu einer Entkopplung
der Wahlzeiten von Rat und Oberbürgermeister, was im
Endeffekt mehr politische Fluktuation im Land zur Folge hatte.
Dieser Flickenteppich von Amtszeiten, in dem die Wahlperioden
nicht synchronisiert waren, hat sich bis heute fortgesetzt und
könnte auch durch die neuen Regelungen nicht sofort
überwunden werden.

Nach den letzten Wahlen im Jahr 2021, die bereits mit
gemischten Kanälen und unterschiedlichen Wahlperioden
durchgeführt wurden, wird es nun im Jahr 2026 sowohl eine
Ratswahl für fünf Jahre als auch eine OB-Wahl für acht Jahre
geben. Dies bedeutet, dass radikale Veränderungen im
Wahlsystem erforderlich sind, um die Wahllichkeiten harmonisch
zu gestalten. Der Oberbürgermeister Jürgen Krogmann stellt sich
bereits weiteren Herausforderungen und verwaltet derzeit seine
Amtszeiten bis 2026.

Diese Entwicklungen werfen auch Fragen nach der Qualifikation
und Motivation von politischen Akteuren auf. Die rot-grüne
Landesregierung argumentiert, dass eine längere Amtszeit dazu
führen könne, besser qualifizierte Kandidaten für diese
Positionen zu gewinnen. Die Hoffnung ist, dass diese Stabilität
letztlich ein Anreiz für langfristiges Engagement in der
Kommunalpolitik bietet.

Die abschlägig bewertete Stichwahl

Ein weiterer Punkt in dieser Diskussion ist die Thematik der
Stichwahl, die 2010 abgeschafft wurde. Innenminister Uwe
Schünemann führte dies damals mit dem Argument an, dass
eine sinkende Wahlbeteiligung bei Stichwahlen auf Desinteresse
der Bürger hinwiese. Dies steht jedoch im Widerspruch zu den



tatsächlichen Werten, die zeigen, dass die Teilnahme an
Stichwahlen für kommunale Wahlen oft höher war als bei ersten
Wahlgängen. Die Rückkehr zur Stichwahl könnte eine weitere
Möglichkeit darstellen, die Wählerschaft stärker zu mobilisieren.

Wie sich die neue Regelung über die Amtszeiten letztlich auf die
politische Landschaft in Niedersachsen auswirken wird, bleibt
abzuwarten. Die politischen Akteure müssen sich auf diese
neuen Rahmenbedingungen einstellen und die Stärkung der
demokratischen Prozesse ernsthaft in Erwägung ziehen.

Ein Blick in die Zukunft

Die anstehenden Änderungen am Kommunalrecht könnten einen
bedeutenden Wandel für die Politikkultur in Niedersachsen
bedeuten. Sollten die Amtszeiten tatsächlich auf acht Jahre
verlängert werden, könnte dies die Art und Weise beeinflussen,
wie Bürger ihre Vertreter wählen und wie Kandidaten auf ihre
Ämter hinarbeiten. Diese Reform könnte langfristige Stabilität in
das politische Leben der Gemeinden bringen, gleichzeitig aber
auch die Notwendigkeit schaffen, frische Perspektiven und neue
Ideen zu berücksichtigen, um Bürgerengagement und
politisches Interesse aufrechtzuerhalten.

Die Diskussion über die Amtszeiten von Bürgermeistern und
Landräten ist nicht nur eine lokale Angelegenheit, sondern
spiegelt auch größere Trends in der kommunalen Verwaltung
und der politischen Kultur wider. Eine längere Amtszeit kann
unter Umständen Kontinuität und Stabilität fördern, was in
turbulenten politischen Zeiten von Vorteil sein kann. Dies könnte
auch für die Entwicklung und Umsetzung langfristiger Projekte in
den Gemeinden von Bedeutung sein.

Ein Beispiel für solche Ermittlungen findet sich in der Diskussion
um die Bedeutung von qualifiziertem Personal in der
Kommunalverwaltung. Gemeindeverwaltungen stehen häufig
vor der Herausforderung, die besten Talente zu gewinnen und
zu halten. Eine längere Amtszeit könnte als Anreiz dienen. Doch



dies ist nicht die einzige Einflussgröße, die in Betracht gezogen
werden sollte. Auch die Arbeitsbedingungen, die
Weiterbildungsmöglichkeiten sowie die generelle Anerkennung
des Berufs sind wesentliche Faktoren, die die Attraktivität der
Positionen für potenzielle Kandidaten beeinflussen können.

Vergangenheit von
Amtszeitverlängerungen

Ein historischer Vergleich lässt sich in den 1990er Jahren ziehen,
als ähnliche Diskussionen in vielen deutschen Bundesländern
stattfanden. In dieser Zeit und auch später wurden einfache und
effektive Strukturen im Kommunalrecht erprobt, um die Effizienz
der Kommunalverwaltung zu verbessern. Die Entscheidung von
1996, die Amtszeiten zu verkürzen, wurde damals von der SPD
gefordert, um eine stärkere Verbindung zwischen den gewählten
Vertretern und den Bürgern zu schaffen, während spätere
Änderungen oft die Bedürfnisse einer wechselnden politischen
Landschaft widerspiegelten.

Ein weiterer relevanter Moment war die Wiedervereinigung
Deutschlands. Hier zeichneten sich vielfältige kommunale
Reformen ab, die sowohl aus dem Bedürfnis nach
Strukturveränderung als auch aus der Notwendigkeit
resultierten, neu gewählte Gremien effektiver in den
Regierungsschutz der Bürger einzubinden. Diese Entwicklungen
wurden oft durch das Bedürfnis nach Transparenz und engerer
Bürgerbeteiligung geprägt und könnten als Vorbilder für die
gegenwärtige Debatte um Amtszeiten dienen.

Aktuelle Trends in der Kommunalpolitik

Die anhaltende Diskussion über das kommunale Wahlrecht in
Niedersachsen ist Teil eines größeren nationalen Trends hin zu
einer Reform des Kommunalrechts und der Governance-Modelle
im Allgemeinen. Bundesweit zeigen Umfragen, dass Bürger
zunehmend Wert auf transparente und verlässliche



Verwaltungsstrukturen legen. Nach einer Umfrage des
Deutschen Städte- und Gemeindebunds befürworten etwa 72
Prozent der Befragten eine Reform der Amtszeiten von
Kommunalpolitikern, um Kontinuität zu gewähren und
Bürgerbeteiligung zu stärken.

Weitere Studien, wie die der Bertelsmann Stiftung, belegen,
dass stabile und gut geführte Kommunalverwaltungen
gemeinhin zu einer höheren Lebensqualität und Zufriedenheit
der Bürger führen. Dies könnte ein weiteres Argument für die
Wiederanpassung der Amtszeiten von Bürgermeistern und
Landräten sein. Eine erfolgreiche Kombination aus längeren
Amtszeiten und einer verstärkten Bürgerbeteiligung könnte
somit positive Effekte auf die kommunale Entwicklung in
Niedersachsen ausüben.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Diskussion über
die Amtszeiten von Kommunalpolitikern nicht isoliert betrachtet
werden kann. Sie ist Teil eines komplexen Gefüges von
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren, die auf die
Gestaltung der kommunalen Verwaltung einwirken.
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